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Jahrgang 1989 Ausgegeben am 22. Dezember 1989 258. Stück

622. Verordnung: Aufhebung der Verordnung über die Vorlage devisenrechtlicher Bewilligungen bei
der Einfuhr bestimmter Waren

623. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

624. Verordnung: Änderung der Wohnbaustatistik-Verordnung 1980
625. Kundmachung: Aufhebung des § 4 Abs. 3 der Verordnung betreffend Richtlinien für die Gewährung

der Notstandshilfe (Notstandshilfeverordnung) durch den Verfassungsgerichtshof
626. Kundmachung: Änderung der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 (17. Novelle der BB-PO 1966)

6 2 2 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 7. De-
zember 1989, mit der die Verordnung über die
Vorlage devisenrechtlicher Bewilligungen bei
der Einfuhr bestimmter Waren aufgehoben

wird

Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Außenhandelsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 377/1988 wird im

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 15. Dezember
1987 über die Vorlage devisenrechtlicher Bewilli-
gungen bei der Einfuhr bestimmter Waren, BGBl.
Nr. 679/1987, tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1989 außer Kraft.

Schüssel

623. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten vom 12. Dezember
1989, mit der die Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von Aus- und

Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außenhandelsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 377/1988 und 257/1989 wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten vom 15. Oktober 1987,
BGBl. Nr. 630, über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligungen in
vereinfachter Form, zuletzt geändert mit Verordnung BGBl. Nr. 573/1989, wird wie folgt geändert:

Die Anlage 3 (Einfuhrliste) wird wie folgt geändert:
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Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

Schüssel

624. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 12. De-
zember 1989 über eine Änderung der Wohn-

baustatistik-Verordnung 1980

Auf Grund des § 7 Abs. 7 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Wohnbaustatistik-Verordnung 1980, BGBl.
Nr. 342/1979, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 546/1981, 507/1983 und 504/1985 wird
wie folgt geändert:

§ 7 lautet:

„§ 7. Die Gemeinden erhalten für die Kosten, die
ihnen bei der Mitwirkung an den Erhebungen
entstehen, eine Pauschalabfindung. Diese beträgt je
Baubewilligungsmeldung

im Jahr 1989 76,80 S,
ab 1. Jänner 1990 80,40 S."

Schüssel

625. Kundmachung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 11. Dezember 1989
über die Aufhebung des § 4 Abs. 3 der
Verordnung des Bundesministers für soziale
Verwaltung vom 10. Juli 1973 betreffend
Richtlinien für die Gewährung der Notstands-
hilfe, BGBl. Nr. 352/1973 (Notstandshilfever-
ordnung), in der Fassung der Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales vom
23. Juni 1988, BGBl. Nr. 319, durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 11. Oktober 1989, V 208/88-8, V 33/89-6,
V 88/89-6, V 90/89-3, § 4 Abs. 3 der Verordnung
des Bundesministers für soziale Verwaltung vom
10. Juli 1973 betreffend Richtlinien für die Gewäh-
rung der Notstandshilfe, BGBl. Nr. 352/1973
(Notstandshilfeverordnung), in der Fassung der
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Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales vom 23. Juni 1988, BGBl. Nr. 319, als
gesetzwidrig aufgehoben.

Geppert

626. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
13. Dezember 1989, mit der die Bundesbahn-
Pensionsordnung 1966 geändert wird (17. No-

velle der BB-PO 1966)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 13. Dezember 1989 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundgemacht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBl.
Nr. 313, zuletzt geändert durch die Kundmachung
BGBl. Nr. 703/1988, wird wie folgt abgeändert:

§ 36 a hat zu lauten:

„Ruhen monatlich wiederkehrender Geldleistungen

§ 36 a. (1) Bezieht der Beamte aus einer
gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit ein Er-
werbseinkommen, so ruht der Ruhebezug bis zum
Betrag des halben Anfangsgehaltes eines Bundesbe-
amten der Allgemeinen Verwaltung der Verwen-
dungsgruppe E insoweit, als das für den Kalender-
monat gebührende Erwerbseinkommen 50 vH des
Anfangsgehaltes eines Bundesbeamten der Allge-
meinen Verwaltung der Verwendungsgruppe E
übersteigt. Das Ruhen tritt überdies höchstens in
dem Ausmaß ein, in dem die Summe aus Ruhebezug
und Erwerbseinkommen 100 vH des Anfangsgehal-
tes eines Bundesbeamten der Allgemeinen Verwal-
tung der Verwendungsgruppe E übersteigt.

(2) Vom Erwerbseinkommen sind für jedes Kind,
für das dem Beamten ein Steigerungsbetrag der
Haushaltszulage gebührt, 25 vH des Anfangsgehal-
tes eines Bundesbeamten der Allgemeinen Verwal-
tung der Verwendungsgruppe E abzusetzen. Glei-
ches gilt, wenn ein Steigerungsbetrag nur deshalb
nicht gebührt, weil das Kind Anspruch auf
Waisenversorgung hat.

(3) Bei Anwendung des Abs. 1 sind die
Haushaltszulage und die Hilflosenzulage außer
Betracht zu lassen.

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind nicht anzuwenden,
a) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine Pension

aus der gesetzlichen Sozialversicherung be-
steht und diese Pension wegen eines Erwerbs-
einkommens zum Teil oder zur Gänze ruht
oder

b) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine höhere
Pension auf Grund pensionsrechtlicher Vor-
schriften einer Gebietskörperschaft besteht
und diese Pension wegen eines Erwerbsein-
kommens zum Teil oder zur Gänze ruht.

(5) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer
unselbständigen Erwerbstätigkeit das aus dieser
Tätigkeit gebührende laufende Entgelt. Ausgenom-
men sind jedoch Bezüge, die für einen größeren
Zeitraum als den Kalendermonat gebühren (zB 13.
und 14. Monatsbezug, Sonderzahlungen, Beloh-
nungen). Ist innerhalb eines Kalenderjahres das
Entgelt in jenen Kalendermonaten, in denen
Anspruch auf Ruhebezug bestanden hat, nicht
gleich hoch oder der Anspruchsberechtigte nicht
ständig beschäftigt gewesen, so ist auf seinen
Antrag, wenn es für ihn günstiger ist, das im
Durchschnitt auf die genannten Kalendermonate
entfallende Entgelt als monatliches Erwerbseinkom-
men anzusehen. Ein solcher Antrag ist bis 31. März
des folgenden Kalenderjahres zu stellen.

(6) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer
selbständigen Erwerbstätigkeit je Kalendermonat
ein Zwölftel des im selben Kalenderjahr aus dieser
Tätigkeit bezogenen Einkommens; solange das
Jahreseinkommen nicht feststeht, ist das Einkom-
men des letzten Kalenderjahres heranzuziehen, es
sei denn, daß die selbständige Erwerbstätigkeit
später aufgenommen wurde oder der Beamte
glaubhaft macht, daß die Höhe des Einkommens im
laufenden Kalenderjahr entscheidend von der des
vorletzten Kalenderjahres abweichen wird."

Artikel II

Die Bestimmungen des Art. I treten mit 1. Jänner
1990 in Kraft und mit 31. Dezember 1990 außer
Kraft.

Streicher
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